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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft; 

hier: „Allgemeine Grundsätze zur Durchführung einer 
gemeinsamen Politik der Berufsausbildung" ge- 
mäß Artikel 128 des EWG- Vertrages (Vorschlag 
der Kommission an den Rat) 


Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat 
dem Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, gestützt 
auf Artikel 128 des EWG-Vertrages, den Vorschlag „Allge- 
meine Grundsätze zur Durchführung einer gemeinsamen Politik 
der Berufsausbildung'" vorgelegt [Dok. Nr. V/Kom (61) 101 
endg. Fassung rev. 2]. Der Rat hat sich mit dem Vorschlag der 
Kommission noch nicht sachlich befaßt; er beschloß in der 
Tagung am 23./25. Oktober 1961, ihn dem Wirtschafts- und 
Sozialausschuß zur Stellungnahme zu überweisen und das 
Europäische Parlament fakultativ dazu anzuhören. Die Stel- 
lungnahmen des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des 
Europäischen Parlaments liegen inzwischen vor. 

Es ist mit der Möglichkeit zu rechnen, daß die EWG-Kommis- 
sion von der ihr in Artikel 149 Abs. 2 des EWG-Vertrages 
eingeräumten Befugnis Gebrauch macht und ihren Vorschlag 
ändert. Daher läßt sich noch nicht übersehen, wann ihn der Rat 
behandeln wird. 

Anliegend übersende ich den Vorschlag der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft nebst einer Aufzeich- 
nung der Bundesregierung. Die Unterrichtung erfolgt gemäß 
Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 
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1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 
(BGBl. II S. 753). Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
durch Ratsbeschluß einzuführenden „Allgemeinen Grundsätze" 
keine rechtliche Verpflichtung im Sinne von Artikel 2 Satz 2 
a. a. O. begründen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Einleitung 


a) Rechtsgrundlagen 

1. Nach Artikel 128 des EWG-Vertrages muß der 
Rat auf Vorschlag der Kommission und nach An- 
hörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses „in 
bezug auf die Berufsausbildung allgemeine Grund- 
sätze zur Durchführung einer gemeinsamen Politik 
aufstellen, die zu einer harmonischen Entwicklung 
sowohl der einzelnen Volkswirtschaften als auch des 
Gemeinsamen Marktes beitragen kann". 

Zunächst ist bei der Auslegung dieser Bestim- 
mung die Frage zu klären, ob dieser Akt des Rates 
rechtliche Verpflichtungen für die Mitgliedstaaten 
mit sich bringt. 

Hierzu ist zu bemerken, daß Artikel 128 keiner- 
lei Bedeutung hätte, wenn die Mitgliedstaaten nicht 
gehalten wären, die durch den Rat auf Grund dieses 
Artikels festgelegten Grundsätze zu befolgen. Eine 
gemeinsame Politik auf dem Gebiete der Berufsaus- 
bildung ohne Verbindlichkeit für die Mitgliedstaaten 
planen, hieße praktisch, keine gemeinsame Politik 
auf dem Gebiete der Berufsausbildung festlegen. 
Offenbar enthält der Begriff „Allgemeine Grund- 
sätze" die Vorstellung von Verhaltensregeln und 
von einem zu erstrebenden konkreten Ergebnis. Der 
Akt des Rates wird also für die Mitgiedstaaten auf 
Grund der allgemeinen Verpflichtung, die A.rtikel 5 
des Vertrages ihnen auferlegt, bindend sein; aus 
ihm folgt, daß die Mitgliedstaaten auf dem Gebiete 
der Berufsausbildung ihre Haltung und Tätigkeit 
den beschlossenen allgemeinen Grundsätzen anpas- 
sen. 

Aus dem Wortlaut des Artikels 128 geht ferner 
hervor, daß, während es dem Rat obliegt, die all- 
gemeinen Grundsätze der gemeinsamen Politik 
festzulegen, es Sache der Mitgliedstaaten ist, in 
ihrem Land die für die Anwendung dieser Grund- 
sätze erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Nach 
der Entscheidung des Rates müssen daher die zu- 
ständigen nationalen Behörden nach den geeignet- 
sten Mitteln suchen, um dieser Verpflichtung nachzu- 
kommen. Was die Auswahl der Mittel anlangt, 
haben die Regierungen einen weiten Spielraum, 
sofern nur die Anwendung der allgemeinen Grund- 
sätze in jedem der sechs Länder gewährleistet ist. 
Außerdem wird es sich wahrscheinlich als zweck- 
dienlich erweisen, durch besondere Akte der 
Organe der Gemeinschaft die konkreten Maßnah- 
men festzulegen, die durch die Mitglicdstaaten ziir 
Durchführung der allgemeinen Grundsätze zu er- 
greifen sind. 

In diesem Zusammenhang sind noch zwei Be- 
merkungen zu machen. Zunächst ist die Möglichkeit 
einer gemeinsamen Aktion aller oder einiger Mit- 
gliedsstaaten in gewissen Fällen vorzusehen. Dieser 
Fall könnte insbesondere dann eintreten, wenn das 
erstrebte Ziel nicht von jedem Staat allein erreicht 


werden kann, sondern ein gemeinsames Vorgehen 
erfordert. Zweifellos entspricht ein solches gemein- 
sames Vorgehen dem Wortlaut des Artikels 128, 
der von der „Durchführung einer gemeinsamen 
Politik" spricht. 

Darüber hinaus ist die Rolle der Kommission 
bei der Anregung und Durchführung gemeinsamer 
Vorhaben hervorzuheben. Unbeschadet der in 
Artikel 118 des Vertrages vorgesehenen Möglich- 
keiten hat die Kommission auf Grund des Artikels 
128 eine klar umrissene Aufgabe zu erfüllen. Be- 
sondere Aufgaben können ihr ebenfalls durch 
Artikel 121 übertragen werden. 

Was das Anwendungsgebiet des Artikels 128 
betrifft, so läßt der Wortlaut dieses Artikels keinen 
Zweifel hinsichtlich des von der gemeinsamen Poli- 
tik erfaßten Personenkreises. Der Ausdruck „ge- 
meinsame Politik auf dem Gebiete der Berufsaus- 
bildung" ist im weitesten Sinne aufzufassen und 
muß daher auf alle Personen bezogen werden, die 
eine Berufstätigkeit ausüben werden oder bereits 
ausüben, Lohn- und Gehaltsempfänger oder Selb- 
ständige, ohne Beeinträchtigung der Maßnahmen, 
welche für diese zuletzt genannte Gruppe auf Grund 
der Bestimmungen des Vertrages über das Nieder- 
lassungsrecht erlassen worden. 

2. Eine eingehende Prüfung des Wortlautes des 
Artikels 128 ermöglicht es, außerdem die Bedeu- 
tung der Bestimmungen klar zu erkennen, auf denen 
das weitere Vorgehen auf diesem Gebiete beruht. 

Nach genauer Prüfung des Sinnes der einzelnen, 
in Artikel 128 verwendeten Ausdrücke ist die Kom- 
mission zu folgenden Ergebnissen gelangt: 

— der Ausdruck „Allgemeine Grundsätze" bezeich- 
net keineswegs theoretische Formulierungen, mit 
denen den Mitgliedstaaten nur einige allgemeine 
Verpflichtungen, vorwiegend moralischer Art, auf- 
erlegt werden, er muß vielmehr vor allem in einem 
konkreten Sinn aufgefaßt werden. Es sind gleich- 
zeitig Verhaltensregeln für eine Politik auf dem 
Gebiete der Berufsausbildung aufzustellen und die 
Hauptlinien eines gemeinsamen Vorgehens in 
Übereinstimmung mit dem pragmatischen Charakter 
zu bestimmen, den die Begriffsbestimmung jeder 
Politik zwangsläufig hat; 

— der Ausdruck „Durchführung" knüpft im vor- 
liegenden Falle an den Gedanken einer fortschrei- 
tenden Entwicklung an, der sich übrigens in anderen 
Artikeln des Vertrages bei Fragen, die eng mit der 
Berufsausbildung Zusammenhängen — z. B. bei der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer — ausdrücklich 
bestätigt findet. Dieser Ausdruck bezieht sich mithin 
auf alle vorbereitenden Arbeiten, die dazu dienen, 
die Linien des politischen Handelns zu bestimmen 
und seine fortschreitende Entwicklung zu fördern 
und zu gewährleisten. Es handelt sich dabei weniger 
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um starre Prinzipien als vielmehr um eine Leitidee, 
die sich den jeweiligen praktischen Erfordernissen 
anpaßtf 

— der Ausdruck „gemeinsame Politik'' schließt ein 
zusammenhängendes System von Initiativen, aufein- 
ander abgestimmten Maßnahmen, Plänen und Pro- 
grammen auf dem Gebiete der Berufsausbildung 
ein, die aus der Sicht der Gemeinschaft auf Grund 
einer einheitlichen Konzeption erarbeitet, diirchge- 
lührt, koordiniert und in ihren Auswirkungen kon- 
trolliert werden, wobei ständig darauf geachtet wer- 
den muß, die gemeinsamen und individuellen Maß- 
nahmen der Mitgliedstaaten den Erfordernissen der 
jeweiligen Lage anzupassen; 

- der Ausdruck „Berufsausbildung" bezieht sich 
nicht nur auf Arbeitskräfte im engeren Sinne, son- 
dern ganz allgemein auf alle berufstätigen Perso- 
nen; denn sowohl die Entwicklung der nationalen 
Volkswirtschaften als auch die des Gemeinsamen 
Marktes erfordern eine aktive Beteiligung nicht nur 
des ausführenden Personals, sondern auch der Füh- 
rungskräfte aller Stufen; 

der Ausdruck „harmonische Entwicklung" be- 
zieht sich auf die nationalen Volkswirtschaften und 
auf den Gemeinsamen Markt. Bei Auslegung dieses 
Ausdrucks sind die allgemeinen Grundsätze des 
Vertrages und insbesondere die Erklärung der Prä- 
ambel und die in Artikel 2 enthaltenen Zielsetzun- 
gen zu berücksichtigen. Artikel 2 beauftragt die Ge- 
meinschaft, durch die Errichtung eines gemeinsamen 
Marktes und durch die schrittweise Angleichung der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten die harmoni- 
sche Entwicklung des Wirtschaftslebens in allen 
Ländern der Gemeinschaft zu fördern. Nach der l^rä- 
ambel soll diese harmonische Entwicklung außer- 
dem den Abstand zwischen den verschiedenen Ge- 
bieten und den Rückstand der weniger begünstigten 
Gebiete verringern. Der Ausdruck „harmonische Ent- 
wicklung" muß also als Auftrag zur vollständigen 
Nutzbarmachung der in den verschiedenen Gebieten 
und Wirtschaftszweigen verfügbaren Produktiv- 
kräfte angesehen werden, wobei auch die Gebiete 
und Wirtschaftszweige mit eingeschlossen sind, die 
aus strukturellen Gründen nur zum Teil an dem 
Aufschwung teilnehmen können, der sich aus der 
Errichtung eines größeren Marktes ergibt. j 

3. Der Vertrag von Rom enthält noch andere Be- 
stimmungen, die sich ausdrücklich auf die Berufs- 
ausbildung beziehen. 

So enthalten Artikel 118 und 41 des Vertrages 
im besonderen Bestimmungen, die die Gemeinschaft 
verpflichten, eine wesentliche Funktion auf dem Ge- 
biete der Berufsausbildung zu übernehmen. 

Nach Artikel 118 gehört die berufliche Ausbil- j 
düng und Fortbildung zu den Gebieten, auf denen | 
die Kommission „die Aufgabe hat, eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern". 
Er bestimmt, daß diese Aufgabe durch Untersuchun- 
gen, Stellungnahmen und auf Grund von Beratungen 
durch zuführen ist, „gleichviel, ob es sich um inner- 
staatliche oder um internationalen Organisationen 
gestellte Probleme handelt '. 


Artikel 41 des Vertrages, der insbesondere die 
Berufsausbildung in der Landwirtschaft behandelt, 
sieht vor, daß zur Erreichung der Ziele der gemein- 
samen Agrarpolitik „eine wirksame Koordinierung 
der Bestrebungen auf dem Gebiete der Berufsaus- 
bildung, der Forschung und der Verbreitung land- 
wirtschaftlicher Fachkenntnisse vorgesehen werden 
kann, wobei Vorhaben oder Einrichtungen gemein- 
sam finanziert werden können". 

Die Probleme der landwirtschaftlichen Berufs- 
ausbildung haben indessen den gleichen Charakter 
wie die allgemeinen Probleme der Berufsausbildung; 
so kann davon ausgegangen werden, daß bei der 
Durchführung von Artikel 41 die der Gemeinschaft 
und vor allem der Kommission in Artikel 118 und 
128 übertragenen Aufgaben berücksichtigt werden 
müssen und umgekehrt. 

4. Ferner beziehen sich Artikel 4v5 und 50 des Ver- 
trages von Rom sowie — jedoch in unterschied- 
lichem Maße — die Bestimmungen des Protokolls 
betreffend Italien auf die Berufsausbildung. Das 
gleiche gilt für Artikel 123, der als Zweck des 
Europäischen Sozial fonds u. a. die Förderung der 
beruflichen Freizügigkeit der Arbeitskräfte nennt. 

Artikel 49 des Vertrages von Rom schreibt u. a. 
die Schaffung „geeigneter Verfahren für die Zu- 
sammenführung und den Ausgleich von Angebot 
und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt zu Bedingun- 
gen vor, die eine ernstliche Gefährdung der Lebens- 
haltung und des Beschäftigungsstandes in einzelnen 
Gebieten und Industrien ausschlicßen". Der Erfolg 
derartiger Verfahren wird aber zu einem beträcht- 
lichen Teil von einer wirksamen gemeinsamen Poli- 
tik auf dem Gebiet der Berufsausbildung abhängen. 

Auch die Anwendung des Artikels 50, wonach 
die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, im Rah- 
men eines gemeinsamen Programms den Austausch 
junger Arbeitskräfte zu fördern, ist nur in einem 
weiteren Rahmen denkbar, d. h. sie setzt das Be- 
stehen allgemeiner Grundsätze einer gemeinsamen 
Politik auf dem Gebiete der Berufsausbildung vor- 
aus. 

Außerdiun wird der Zusammenhang zwischen 
der Bestimmung der gemeinsamen Politik auf dem 
Gebiete der Berufsausbildung und den Aufgaben des 
Europäischen Sozialfonds einschließlich der Förde- 
rung der beruflichen Freizügigkeit der Arbeitskräfte 
(Artikel 123 des Vertrages) auch durch Artikel 1 der 
Verordnung über den Fonds bestätigt. 

Schließlich können auch Sondermaßnahmen der 
Berufsausbildung im Rahmen der gemeinsamen Poli- 
tik auf dem Gebiete des Verkehrs gemäß Artikel 75 
des Vertrages ins Auge gefaßt werden, wie die 
Kommission schon in ihrem Memorandum über die 
Orientierung dieser Politik dargelegt hat. 

5. Die gemeinsame Politik auf dem Gebiete der 
Berufsausbildung spielt nicht nur bei der Koordi- 
nierung der Wirtschafts- und Sozialpolitik durch die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft eine wesent- 
liche Rolle, sondern sie gehört gleichzeitig auch zum 
Zuständigkeitsbereich der anderen Europäischen Ge- 
meinschaften. Ein gemeinsames Vorgehen der drei 
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Exekutivorgane ist deshalb notwendig. Die Artikel 
56 und 69 des Vertrages über die Europäische Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl und Artikel 9 des 
Euratom-Vertrages sind auch für die Durchführung 
von Maßnahmen der Berufsausbildung von Bedeu- 
tung; 


b) Wirtschaftliche und soziale Grundlagen und 
praktische Erfahrungen 

6. Nach Artikel 104 des Vertrages von Rom ver- 
pflichten sich die Mitgliedsstaaten, ihre Wirtschafts- 
politik auf bestimmte allgemeine Ziele auszurichten, 
unter denen ausdrücklich die Wahrung eines hohen 
Beschäftigungsstandes erwähnt wird. 

Die gemeinsame Politik der Berufsausbildung 
erscheint als eines der wichtigsten Mittel, um auf 
sozialem Gebiete die Ausgangsbasis für eine Voll- 
beschäftigungspolitik zu schaffen. Die Maßnahmen 
im Interesse einer allgemeinen wirtschaftlichen Aus- 
weitung, zu denen Mitgliedstaaten und Organe der 
Gemeinschaft verpflichtet sind, würden durch diese 
gemeinsame Politik ergänzt. 

Die Berufsausbildung ist in ihrer Normalform 
als langfristige Ausbildung für Jugendliche wie in 
der beschleunigten Ausbildung oder Umschulung für 
Erwachsene ein Bindeglied zwischen demographi- 
scher und technologischer Entwicklung. Sie ermög- 
licht es, die Verteilung der erwerbstätigen Bevölke- 
rung auf die einzelnen Wirtschaftszweige ständig 
den Erfordernissen der wirtschaftlichen Entwicklung 
anzupassen. Sie bildet die Grundlage für eine dyna- 
misch aufgefaßte Beschäftigungspolitik, welche die 
allgemeine wirtschaftliche Entwicklungstendenz und 
die Weiterentwicklung der technologischen Produk- 
tionsbedingungen durch Bereitstellung der erforder- 
lichen Arbeitskräfte verstärkt. 

Selbst eine Wirtschaftspolitik, die in erster Linie 
die Schaffung möglichst vieler neuer Arbeitsplätze 
anstrebt, könnte sich als wirkungslos erweisen, so- 
lange die verfügbaren Arbeitskräfte nicht entspre- 
chend ausgebildet sind. 

7. Die Freizügigkeit der Arbeitskräfte innerhalb 
der Gemeinschaft zielt darauf ab, eine größere geo- 
graphische Beweglichkeit zu gewährleisten. Obwohl 
die Kommission sie als ein wichtiges Instrument der 
allgemeinen Beschäftigungspolitik ansieht, könnte 
diese Freizügigkeit nicht voll verwirklicht werden, 
wie es im Vertrag vorgesehen ist, solange die Mit- 
gliedstaaten in der Berufsausbildung nicht gemein- 
sam Vorgehen. Die berufliche Beweglichkeit der Ar- 
beitskräfte beeinflußt weitgehend deren geographi- 
sche Beweglichkeit. Man muß daher bemüht sein, 
eine Übereinstimmung zwischen dem Angebot an 
Arbeitskräften und der Art der Nachfrage zu errei- 
chen. Die in der Gemeinschaft vorhandenen Reser- 
ven an Arbeitskräften bestehen zu einem großen 
Teil aus Ungelernten oder aus Arbeitskräften des 
ersten Wirtschaftsbereiches. Dagegen weisen die 
Wirtschaftszweige, die besonders hohe technische 
Anforderungen stellen, den stärksten Mangel an 
Arbeitskräften auf. 


8. Darüber hinaus kann die Freizügigkeit der Ar- 
beitnehmer in der Gemeinschaft bei der Durchfüh- 
rung der Entwicklungspolitik der einzelnen Mit- 
gliedstaaten nur in begrenztem Umfange zur Lö- 
sung der regionalen Probleme, insbesondere der- 
jenigen der unterentwickelten Gebiete, beitragen, an 
denen die Gemeinschaft besonders interessiert ist. 

Daher hat die Erreichung eines möglichst hohen 
Beschäftigungsstandes, der zugleich die Störungen 
des Gleichgewichts zwischen den Gebieten der Ge- 
meinschaft behebt, eine Politik der Berufsausbil- 
dung zur Voraussetzung, die es ermöglicht, die Fach- 
kenntnisse der Arbeitskräfte zu verbessern und 
Investitionen in diesen Gebieten und eine ausge- 
glichenere geographische Verteilung der Wirt- 
schaftszweige zu fördern. Diese Politik der Berufs- 
ausbildung kann auch zu einem Ausgleich der be- 
stehenden Unterschiede in den Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen der Arbeiter innerhalb der ein- 
zelnen Wirtschaftszweige beitragen. 

9. Auch die Verbesserung der Fachausbildung von 
Führungskräften und Geistesarbeitern verdient be- 
sondere Beachtung. 

Hierbei geht es vor allem um die Ausbildung 
und Fortbildung der Lehrkräfte und des Ausbil- 
dungspersonals im allgemeinen. Von der richtigen 
Ausbildung der Lehrkräfte, deren Mangel bereits 
zu einem Engpaß für die wirtschaftliche Entwick- 
lung geworden ist, hängt hauptsächlich der Erfolg 
jeglicher Berufsausbildung ab. Dazu gehört die Aus- 
bildung von mittleren und höher qualifizierten 
Fachkräften und von Technikern mit Hochschulaus- 
bildung wie Ingenieure, Physiker, Chemiker, 
Pharmakologen, die sich immer mehr spezialisieren 
und einen wachsenden Anteil der Gesamtbeleg- 
schaft der Unternehmen in den meisten Wirtschafts- 
zweigen stellen. 

10. Schließlich darf man nicht übersehen, daß die 
gemeinsame Politik auf dem Gebiete der Berufs- 
ausbildung sich nicht allein auf die fachliche Aus- 
bildung beschränken darf, sondern auch planmäßige 
Maßnahmen zur Förderung der Allgemeinbildung 
vorsehen muß, die sich wiederum von einer tief- 
greifenden Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen nicht trennen läßt. Insofern ist die 
gemeinsame Politik auf dem Gebiete der Berufsaus- 
bildung einer der Hauptfaktoren für die in Artikel 
117 des Vertrages genannte Angleichung der Le- 
bens- und Arbeitsbedingungen auf dem Wege des 
Fortschritts. 

11. Bei der Erarbeitung dieser Grundsätze hat sich 
die Kommission auf eine objektive Analyse des 
derzeitigen Standes der verschiedenen Berufsaus- 
bildungssysteme in den Ländern gestützt. 

Sie entspricht mit ihren Vorschlägen gemein- 
samen Erfordernissen und berücksichtigt hierbei 
ebenso bereits geleistete Arbeiten, Wünsche und 
Vorschläge der für die Berufsausbildung verant- 
wortlichen Stellen der Länder. Die Kommission hat 
sich außerdem weitgehend der Studien und Erfah- 
rungen der beiden anderen europäischen Gemein- 
schaften sowie des IAA und der OEEC bedient. 
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Anlage I 


Entwurf 


Beschluß über die Aufstellung allgemeiner Grundsätze zur Durchführung 
einer gemeinsamen Politik der Berufsausbildung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT — 

gestützt auf 

den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft, und insbesondere auf Arti- 
kel 128, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Wenn die Mitgliedstaaten die ihnen durch Arti- 
kel 104 des Vertrages aulerlegte Verpflichtung er- 
füllen sollen, eine Wirtschaftspolitik zu betreiben, 
die namentlich einen hohen Beschättigungsstand 
gewährleistet, so müssen dementsprechend Maß- 
nahmen zur besseren Anpassung der Berufsausbil- 
dung und der Aufgliederung der Erwerbstätigen 
nach Wirtschaftszweigen an den jeweiligen Stand 
der gesamten Wirtschaft sowie der technischen Pro- 
duktionsbedingungen getroffen werden. 

Der gegenwärtig, insbesondere bei einer beschleu- 
nigten Durchführung des Gemeinsamen Marktes, in 
einigen Wirtschaftszweigen stattfindende Struktur- 
wandel stellt vordringliche Aufgaben bei der Be- 
rufsausbildung und -Umschulung, wobei auch die 
Koordinierung der Regionalpolitik und die schritt- 
weise Durchführung einer gemeinsamen Agrarpoli- 
tik zu berücksichtigen sind. 

Eine gemeinsame Politik der Berufsausbildung, die 
nach Artikel 128 des Vertrages „zu einer harmo- 
nischen Entwicklung sowohl der einzelnen Volks- 
wirtschaften als auch des Gemeinsamen Marktes 
beitragen kann", muß unter Berücksichtigung der 
allgemeinen Ziele des Vertrages und insbesondere 
der Präambel sowie des Artikels 2 festgelegt wer- 
den, und zwar als ein wirksames Mittel zur Förde- 
rung einer ausgewogenen Standortverteilung der 
Unternehmen, damit der Abstand zwischen den 
unterschiedlich entwickelten Gebieten verringert 
wird. 

Auch die Freizügigkeit der Arbeitskräfte hängt, im 
übrigen, in hohem Maße von der Durchführung 
einer wirksamen gemeinsamen Politik der Berufs- 
ausbildung ab. 


Die gemeinsame Politik muß die gesamte berufliche 
Ausbildung aller derjenigen umfassen, die für die 
Ausübung einer Berufstätigkeit in Frage kommen, 
wobei in diesem Zusammenhang die Aus- und Fort- 
bildung des Lehr- und Ausbildungspersonals, der 
Meister, der mittleren und höheren qualifizierten 
Fachkräfte sowie der Techniker aller Stufen beson- 
ders zu berücksichtigen ist. 

Die Durchführung einer gemeinsamen Politik der 
Berufsausbildung setzt eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission 
voraus, die auch den Austausch von Informationen, 
die Durchführung gemeinsamer Studien, Forschun- 
gen und konkreter Maßnahmen vorsieht; nach den 
allgemeinen Zielen des Vertrages und der Zustän- 
digkeitsregelung in Artikel 155 sowie der ihr auf 
Grund des Artikels 118 übertragenen Befugnisse 
ist es Aufgabe der Kommission, diese Zusammen- 
arbeit zu gewährleisten und die notwendigen Maß- 
nahmen durch geeignete Mittel zu fördern, ohne 
daß hierbei die besonderen Aufgaben beeinträchtigt 
würden, die der Rat ihr nach Artikel 121 übertra- 
gen kann. 

Die Durchführung einer gemeinsamen Politik der 
Berufsausbildung erfordert außer den Maßnahmen 
der Mitgliedstaaten auch gemeinsame Maßnahmen, 
wie die Erarbeitung und Durchführung gemeinsamer 
Studienprogramme sowie entsprechende Verwirk- 
lichungen auf Gemeinschaftsebene. 

Eine enge Zusammenarbeit zwischen der Kommis- 
sion und den Vertretern der für die Berufsausbil- 
dung verantwortlichen oder an dieser interessierten 
öffentlichen und privaten Stellen in den Mitglied- 
staaten bildet einen wesentlichen Bestandteil einer 
wirksamen gemeinsamen Politik der Berufsausbil- 
dung. — 


HAT FOLGENDE GRUNDSÄTZE ZUR DURCH- 
FÜHRUNG EINER GEMEINSAMEN POLITIK DER 
BERUFSAUSBILDUNG AUFGESTELLT: 

Allgemeine Grundsätze 

ErsterGrundsatz 

Unter Durchführung einer gemeinsamen Politik 
der Berufsausbildung ist ein gemeinsames fortschrei- 
tendes Vorgehen zu verstehen, gegründet auf eine 
engverbundene Geseimtheit von Initiativen, Plänen 
und Programmen auf diesem Gebiete, die zur Ver- 
wirklichung der in Artikel 128 des Vertrages ge- 
nannten Ziele aufgestellt, koordiniert, in die Tat um- 
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gesetzt und in ihren Ergebnissen überprüft werden; 
dieses gemeinsame Vorgehen erstreckt sich auf alle 
Personen, die eine Erwerbstätigkeit ausüben werden 
oder diese schon ausüben. 


Zweiter Grundsatz 

Die gemeinsame Politik der Berufsausbildung 

hat zur Erreichung folgender grundlegender Ziele 

beizutragen: 

a) die Voraussetzungen zu schaffen, die jedermann 
eine angemessene Berufsausbildung gewährlei- 
sten; 

b) die allgemeine Schulausbildung und die Berufs- 
ausbildung so umfassend wie möglich zu gestal- 
ten, um sowohl der Notwendigkeit einer har- 
monischen Entwicklung der Persönlichkeit zu ■ 
entsprechen, als auch den sich aus dem techni- | 
sehen Fortschritt sowie aus der wirtschaftlichen I 
und sozialen Entwicklung ergebenden Erforder- 
nissen besser gerecht zu werden; 

c) Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln, die 
für die Ausübung einer bestimmten Berufstätig- 
keit notwendig sind; 

d) die geistige und sittliche Entwicklung jedes 
Auszubildenden sowie die körperliche Entwick- 
lung der Jugendlichen zu fördern; 

e) jede nachteilige Unterbrechung zwischen der 
allgemeinen Schulausbildung und dem Beginn 
der beruflichen Ausbildung zu vermeiden; 

f) eine ständige Aus- oder Fortbildung während 

des Berufslebens auf den verschiedenen Stufen 
der Berufslaufbahn zu gewährleisten; | 

g) jedem nach seinen Fähigkeiten und beruflichen ' 
Leistungen alle Möglichkeiten zu eröffnen, die ^ 
dem beruflichen Aufstieg im Sinne eines Zu- 
gangs zu einer höheren Stellung oder einer 
Ausrichtung auf eine neue, höhere Tätigkeit 
dienen; 

h) die Beziehungen zwischen allgemeinbildendem 
Unterricht und Berufsausbildung in ihren ver- 
schiedenen Formen einerseits und dem Berufs- 
milieu andererseits zu verstärken, damit die Be- 
rufsausbildung besser den tatsächlichen Erfor- 
dernissen der Wirtschaft entspricht und alle Er- 
werbstätigen aktiver am gesellschaftlichen und 
kulturellen Leben teilnehmen können. 


DritterGrundsatz ! 

I 

Die Durchführung der gemeinsamen Politik der j 
Berufsausbildung muß sich namentlich stützen auf: 

a) quantitative und qualitative Untersuchungen j 
und Schätzungen des Bedarfs an Arbeitskräften ' 
in den verschiedenen Erwerbszweigen auf natio- 
naler und auf Gemeinschaftsebene; 

b) eine systematische Berufsberatung für jeder- 
mann während der ganzen Dauer der allgemei- 


nen Schulausbildung und der Berufsausbildung, 
und die Möglichkeit, auch nach dieser Zeit sich 
der Einrichtungen der Berufsberatung zu bedie- 
nen. 


Vierter Grundsatz 

Zur Durchführung der gemeinsamen Politik der 
Berufsausbildung unterbreitet die Kommission dem 
Rat konkrete Vorschläge, ergreift alle geeigneten 
Initiativen, stuft die Maßnahmen nach ihrer Dring- 
lichkeit ab, verfolgt deren Entwicklung und gewähr- 
leistet sowohl ihre Koordinierung als auch die 
Prüfung der Ergebnisse. 

Insbesondere werden von der Kommission ge- 
meinsame Studien- und Forschungsprogramme so- 
wie Programme zu ihrer praktischen Verwirklichung 
erarbeitet und auf ihre Veranlassung von den Mit- 
gliedstaaten durchgeführt. Diese Programme um- 
fassen kurz- und langfristige Ziele sowohl auf 
nationaler Ebene als auch im Rahmen der Gemein- 
schaft. 

Die Kommission untersucht außerdem die mit 
der Durchführung der gemeinsamen Politik der Be- 
rufsausbildung verbundenen technischen Fragen und 
erarbeitet die entsprechenden Lösungen. 

Bei der Durchführung dieser Aufgaben wird die 
Kommission von einem „Beratenden Ausschuß für 
die Berufsausbildung" unterstützt, der sich aus einer 
gleichen Anzahl von Vertretern der zuständigen 
nationalen Verwaltungen, der Arbeitgeberorgani- 
sationen oder der für die Berufsausbildung gesetz- 
lich zuständigen Körperschaften und der Gewerk- 
schaften zusammensetzt. 

Zur Prüfung von Sonderfragen kann die Kom- 
mission zu den Arbeiten dieses Ausschusses Sach- 
verständige der zuständigen Einrichtungen auf dem 
Gebiete der Berufsausbildung sowie private Sach- 
verständige hinzuziehen. 


Fünfter Grundsatz 

Voraussetzung für die Durchführung einer 
wirksamen gemeinsamen Politik der Berufsausbil- 
dung ist die genaue Kenntnis des gesamten Wis- 
sensstoffes auf diesem Gebiete. Um diese Kenntnis 
zu fördern, trifft die Kommission alle geeigneten 
Vorkehrungen für die Sammlung, Verbreitung und 
den Austausch von Informationen, Unterlagen und 
zweckdienlichen Lehrmitteln unter den Mitglied- 
staaten. Sie trägt insbesondere Sorge für die 
systematische Verbreitung aller Unterlagen inner- 
halb der Gemeinschaft, welche die von den Mit- 
gliedstaaten auf allen Gebieten der Berufsausbil- 
dung eingeführten oder einzuführenden Neuerun- 
gen betreffen. Die Mitgliedstaaten übermitteln der 
Kommission ihrerseits alle notwendigen Informatio- 
nen über die Lage und die Entwicklung der Berufs- 
ausbildung in ihren Ländern. 
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Sechster Grundsatz 

Die Kommission entwickelt unter Mirtwirkung 
der Mitgliedstaaten jeden unmittelbaren Erfah- 
rungsaustausch auf dem Gebiete der Berufsausbil- 
dung, der geeignet ist, den für die Programme ver- 
antwortlichen Stellen sowie den Fachleuten für die 
Berufsausbildung die Möglichkeit zu bieten, Praxis 
und Neuerungen anderer Länder der Gemeinschaft 
kennenzulernen und zu studieren. 

Zur Durchführung dieses Austausches werden 
insbesondere Studienseminare und Programme für 
Besuche und Aufenthalte bei schulischen und an- 
deren Einrichtungen der Berufsausbildung vorge- 
sehen. 


Siebter Grundsatz 

Die zweckentsprechende Ausbildung des Lehr- 
und Ausbildungspersonals, dessen Zahl und tech- 
nische und pädagogische Fähigkeiten zu fördern 
sind, ist eine der Voraussetzungen jeder wirksamen 
Politik der Berufsausbildung. 

Die Mitgliedstaaten gewährleisten unter Mit- 
wirkung der Kommission die Verbesserung und 
Entwicklung dieser Ausbildung mit Hilfe der am 
besten geeigneten Mittel, insbesondere die Verbrei- 
tung der neuesten Lehrmethoden, die Errichtung 
neuer und die Anpassung bestehender ijiationaler 
Ausbildungsstätten für Ausbilder an die Erforder- 
nisse einer fortschreitenden Entwicklung, eine enge 
Zusammenarbeit zwischen diesen Ausbildungsstät- 
ten, den Austausch von Lehr- und Ausbildungsper- 
sonal und seine Unterrichtung über die technische 
Entwicklung und neue Lehrmethoden. 

Die Ausbildungsprogramme für das Lehr- und 
Ausbildungspersonal sind fortschreitend zu harmo- 
nisieren; bestimmte, besonders geeignete nationale 
Ausbildungsstätten werden zu europäischen Modeli- 
einrichtungen für die Aus- und Fortbildung der Aus- 
bilder entwickelt. ^ 

Besondere Initiativen sind zu ergreifen, um in 
den Ländern der Gemeinschaft die Aus- und Fort- 
bildung derjenigen Ausbilder zu fördern, die für 
eine Tätigkeit in Entwicklungsländern und -gebieten 
vorgesehen sind. 


Achter Grundsatz 

Die Ausbildungsniveaus werden schrittweise 
einander angeglichen. 

Zu diesem Zwecke und dem Bedarf entsprechend 
werden Berufsbezeichnungen geschaffen, die insbe- 
sondere eine einheitliche Beschreibung der Grund- 
anforderungen für den Zugang zu den verschiedenen 
Ausbildungsniveaus enthalten. Außerdem ist für die 
allgemeine Verbreitung zweckmäßiger Lehrpro- 
gramme für die berufliche Aus- und Fortbildung 
Sorge zu tragen. 


Auf dieser Grundlage wird, zur Erreichung ihrer 
gegenseitigen Anerkennung, die Harmonisierung 
der Zwischen- und Abschlußprüfungen sowie der 
Prüfungszeugnisse als Bestätigung der Ausbildungs- 
programme durchgeführt, einschließlich derjenigen 
Prüfungen und Zeugnisse, die sich aus einer etwa 
zusätzlich notwendigen praktischen Ausbildung er- 
geben. 

Prüfungen mit einheitlichen Bewertungsricht- 
linien werden auf Gemeinschaftsebene eingeführt: 
europäische Leistungswettbewerbe werden veran- 
staltet. 


Neunter Grundsatz 

Um zu einem Gesamtausgleich zwischen Ar- 
beitsangebot und -nachfrage im Rahmen der Gemein- 
schaft beizutragen, ist die Kommission befugt, unter 
aktiver Mitwirkung der Mitgliedstaaten für Berufs- 
gruppen und ' bestimmte Berufe auf Grund der Er- 
fordernisse der wirtschaftlichen Expansion, des Be- 
darfs und des Überschusses an Arbeitskräften be- 
sondere Initiativen zu ergreifen. Sie stützen sich auf 
die regelmäßige Bestimmung derjenigen Berufe und 
Gebiete, in denen Mangel oder Überschuß besteht. 
Für die beschleunigte Ausbildung und die Berufs- 
umschulung werden Sonderprogramme auf Gemein- 
schaftsebene durchgeführt. 

Auf mittlere und weite Sicht wird denjenigen 
Gebieten, Wirtschaftsgruppen und Wirtschaftszwei- 
gen besondere Aufmerksamkeit zugewendet wer- 
den, die sich in Expansion oder in technologischer 
oder struktureller Umstellung befinden, damit recht- 
zeitig geeignete Maßnahmen zur Förderung der 
Berufsausbildung oder der Berufsumschulung der 
erforderlichen Arbeitskräfte getroffen werden kön- 
nen. 


Zehnter Grundsatz 

Im Rahmen der Gemeinschaft können Sonder- 
maßnahmen für Personengruppen und Wirtschafts- 
zweige getroffen werden, für die sich besondere Pro- 
bleme ergeben, insbesondere hinsichtlich: 

— der landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaft- 
lichen Berufsausbildung der Arbeitskräfte in der 
Landwirtschaft, unbeschadet der Verordnungen, 
Richtlinien oder Entscheidungen, die vom Rat 
auf Grund der Artikel 41 und 43 des Vertrages 
erlassen werden können; 

— der Berufsausbildung im Verkehrswesen; 

— der Berufsausbildung im Handwerk; 

— der Berufsausbildung der Frauen; 

— der Aus- und Fortbildung der Meister, der mitt- 
leren und höheren qualifizierten Fachkräfte und 
der Techniker aller Stufen; 

— der Berufsumschulung der Arbeitslosen im Rah- 
men der Maßnahmen zum Ausgleich des Über- 
schusses und des Mangels an Arbeitskräften 
innerhalb der Gemeinschaft; 
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— der fachlichen, sprachlichen und sozialen Berufs- 
vorbereitung der Arbeitnehmer, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern} 

— der systematischen Fortbildung der Jungarbei- 
ter, die auf Grund eines gemeinsamen Program- 
mes an einem Austausch zwischen den Mitglied- 
staaten teilnehmen; 

— der Ausbildung und beruflichen Wiedereinglie- 
derung der Körperbehinderten. 

Im Rahmen der vorgenannten sowie für alle 
sonstigen Maßnahmen zur Durchführung der Ziele 
der gemeinsamen Politik der Berufsausbildung kann 
eine gemeinsame Finanzierung in Aussicht genom- 
men werden. 

Eine solche Finanzierung kann unter anderem 
dazu beitragen, daß für bestimmte Gebiete der Ge- 


meinschaft Einrichtungen für eine Berufsausbildung 
und für eine berufliche Fortbildung geschaffen wer- 
den, die den gegenwärtigen und künftigen Anfor- 
derungen entsprechen. 

Ebenso können Sonderprogramme finanziert 
werden, um solchen Ländern und Gebieten der Ge- 
meinschaft, in denen keine ausreichenden Ausbil- 
dungs- und Fortbildungsmöglichkeiten vorhanden 
sind, zu ermöglichen, diejenigen in anderen Gebie- 
ten oder Mitgliedsländern sich nutzbar zu machen. 

Außerdem sind Einrichtungen in Aussicht ge- 
nommen, die als Muster dienen können, z, B. Mo- 
delleinrichtungen für die Berufsausbildung, euro- 
päische Lehrlingsheime sowie besondere Einrichtun- 
gen zur Hilfeleistung an diejenigen Gebiete, die 
nicht über genügend Mittel der beruflichen Aus- und 
Fortbildung verfügen. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage II 


Kommentar zum Wortlaut der allgemeinen Grundsätze zur Durchführung 
einer gemeinsamen Politik auf dem Gebiete der Berufsausbildung 


Erster Grundsatz 

Dieser Grundsatz dient dem Zwecke, die im 
Vertrag genannte gemeinsame Politik auf dem Ge- 
biete der Berufsausbildung so genau wie möglich 
zu definieren. Durch die Betonung des zwangs- 
läufig dynamischen und beständigen Charakters 
dieser Politik bildet er die Grundlage für alle in 
diesem Dokument festgelegten Ziele und sämtliche 
damit zusammenhängenden Maßnahmen. 

Entsprechend dem in der Einleitung Gesagten, 
sollte die Durchführung der gemeinsamen Politik 
durch eine sich ständig weiterentwickelnde enge «i 
Zusammenarbeit zwischen den Mitglicdstaaten und 
der Kommission gewährleistet werden. Die folgen- 
den Grundsätze beschreiben die Aktionen, die von 1 
den Mitgliedstaaten und der Kommission zu unter- , 
nehmen sind. | 

Dieser Grundsatz betont besonders, daß die j 
Berufsausbildung nicht in einem einschränkenden ■ 
Sinne zu verstehen ist und, nach einer überholten | 
Betrachtungsweise, nur die Ausbildung bestimmter | 
Gruppen von Arbeitern und Handwerkern für be- | 
stimmte Berufe einschließt, sondern im weiteren 
modernen Sinne die berufliche Vorbereitung der | 
erwerbstätigen Kräfte, der Jugendlichen wie der 
Erwachsenen, innerhalb der Gemeinschaft umfaßt. 

Zweiter Grundsatz 

Bei der Festlegung der in diesem Grundsatz 
aufgezählten grundlegenden Ziele der gemeinsamen 
Politik auf dem Gebiete der Berufsausbildung ist 
auf die bestehenden Verhältnisse in den Mitglied- 
staaten und auf die in Fachkreisen weit verbreite- 
ten Auffassungen Rücksicht genommen worden. 
Unter anderem sind die auf diesem Gebiet erzielten 
Ergebnisse der europäischen Konferenz „Techni- 
scher Fortschritt und Gemeinsamer Markt", die von 
den drei europäischen Gemeinschaften vom 5. bis 
10. Dezember 1960 in Brüssel veranstaltet wurde, 
berücksichtigt worden. 

Das Recht aller auf eine angemessene Berufs- 
ausbildung beruht auf der Tatsache, daß das Wissen 
der Menschen und ihre Befähigung, Werte zu schaf- 
fen, einen wesentlichen Bestandteil der wirtschaft- 
lichen Weiterentwicklung und des sozialen Fort- 
schritts darstellen, und daß die bestmögliche Nut- 
zung aller' verfügbaren Fähigkeiten daher nicht nur 
ein unabweisbares Gebot der Gerechtigkeit ist, son- 
dern auch als wesentliches Ziel einer langfristigen 
gemeinsamen Politik auf dem Gebiete der Berufs- 
ausbildung verlangt werden muß. Es geht darum, 
allen entsprechend ihrer Befähigung die Möglich- 
keit zu geben, sämtliche Stufen der allgemeinen und 


beruflichen Ausbildung zu erreichen und sich so, 
dank einer entsprechenden Gestaltung des Unter- 
richts- und Berufsausbildungswesens, vom niedrig- 
sten bis auf den höchsten Stand hinaufzuarbeiten. 

Diese Verwirklichung einer jedermann zugäng- 
lichen Berufsausbildung hängt eng mit einer allen 
Schülern gemeinsamen Grundausbildung zusammen. 
Der Volksschulunterricht muß allen Jugendlichen 
ein Wissen gleichen oder zumindest vergleichbaren 
Wertes vermitteln. Insbesondere müssen den Ju- 
gendlichen auf dem Lande die gleichen Möglich- 
keiten zum Erwerb allgemeiner und beruflicher 
Kenntnisse geboten werden wie den Stadtkindern. 

Angesichts der Beschleunigung des technischen 
Fortschritts muß die Berufsausbildung sich auf eine 
breite wissenschaftlich-technische Grundlage stützen 
können. Die Jugendlichen sollen keine Spezialaus- 
bildung erhalten, sondern eine Grundvorbildung, 
die es ihnen ermöglicht, sich allmählich zu speziali- 
sieren und gegebenenfalls zu einem spateren Zeit- 
punkt das Fachgebiet zu wechseln. Auf diese Weise 
wird die berufliche Beweglichkeit vor allem den 
Berufstätigen helfen, sich an die Wirtschaftsdyna- 
mik und die in ständiger Entwicklung befindliche 
Struktur des Arbeilsmarktes anzupassen. 

Die Berufsausbildung darf sich auch nicht dar- 
j auf beschränken, den Menschen auf eine produktive 
I Tätigkeit vorzubereiten. Vielmehr muß die harmo- 
nische Entwicklung der Persönlichkeit als wesent- 
licher Bestandteil jeder Berufsausbildung angesehen 
werden. 

Die rasche Weiterentwicklung der Kenntnisse 
verlangt weiterhin, daß für Möglichkeiten zur stän- 
digen Weiterbildung gesorgt wird. Es müssen daher 
auf allen Stufen des Erwerbslebens Einrichtungen 
für die berufliche Fortbildung geschaffen oder aus- 
gebaut werden. Studienlehrgänge und praktische 
Lehrgänge müssen eingerichtet oder ausgebaut 
werden, um den Erwachsenen die Möglichkeit zur 
regelmäßigen Auffrischung ihrer allgemeinen und 
praktischen Kenntnisse zu geben. Derartige Maß- 
nahmen wären jedoch unvollständig, wenn dabei 
nicht zugleich auch Möglichkeiten geschaffen wür- 
den, allen denjenigen, die keine methodische und 
vollständige Ausbildung durchgemacht haben, eine 
solche zu vermitteln. 

Diese Bemühungen zur Intensivierung der be- 
ruflichen Ausbildung und Fortbildung müssen dazu 
führen, daß der soziale Aufstieg, der eine wirt- 
schaftliche und soziale Notwendigkeit ist, breiteren 
Schichten ermöglicht wird. Dementsprechend müs- 
sen allen denjenigen, die die erforderliche Eignung 
besitzen, in allen Zweigen des Berufslebens und auf 
allen Stufen Mittel und Wege zum beruflichen Fort- 
kommen eröffnet werden. 
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Schließlich müssen die schon bestehenden posi- | 
tiven Beziehungen zwischen allgemeinbildendem 
Unterricht und sämtlichen Berufskreisen ausgebaut ! 
und vertieft werden. Wenn auch der sehr ausge- 
dehnte Bereich dieser Zusammenarbeit hier nicht 
genau Umrissen werden kann, so sei doch darauf 
hingewiesen, daß unter Unterricht der gesamte 
Unterricht von der Volksschule bis zur Hochschule 
einschließlich der Berufsausbildung an nichtschuli- i 
sehen Instituten zu verstehen ist. Unter dein Begriff | 
„Berufskreise" sind nicht nur die Arbeitgeber zu I 
verstehen, sondern sämtliche Arbeitskräfte in den 
verschiedenen Betrieben und Berufen, die dort oder | 
in ihren Gewerkschaften und Verbänden bei der i 
Entwicklung der Berufsausbildung mitwirken. ! 


Dritter Grundsatz ' 

Die Berufsausbildung muß Jugendliche und Er- | 
wachsene auf solche Berufe vorbereiten, die sie } 
auch tatsächlich ausüben können. Die Wirksamkeit ' 
der gemeinsam zu fördernden Berufsausbildungs- j 
Politik hängt daher stärkstens von der Untersu- 
chung der kurz- und mittelfristigen Beschäftigungs- 
aussichten sowie von den beruflichen Möglichkeiten 
in den selbständigen und freien Berufen ab. j 

Die Maßnahmen zur Förderung der Berufsaus- 
bildung und des beruflichen Fortkommens und ihre 
Anpassung an die wirtschaftlichen Verhältnisse set- 
zen eine systematische Untersuchung der allgemei- 
nen Bevölkerungsentwicklung, der Entwicklung in 
den verschiedenen in Expansion oder in Rückgang j 
begriffenen Wirtschaftszweigen und der Entwick- ! 
hing der Wirtschaft und der Bevölkerung der Ge- 
biete der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Krisengebiete und Wachstumsschwerpunkte) vor- 
aus. 

Außerdem müssen die durch den technischen 
Fortschritt und die Zunahme der Erwerbstätigkeit 
im zweiten und dritten Wirtschaftsbereich (Industrie 
und Dienstleistungen) bedingten Strukturverände- i 
rungen auf dem Arbeitsmarkt untersucht werden. ! 
Hierbei ist infolge der Rückwirkungen der Verände- j 
rungen der Agrarstruktur und ihrer Anpassung an 
das produktive Beschäftigungsvolumen in der Land- 
wirtschaft der Berufsausbildung der Jugendlichen 
auf dem Lande besondere Aufmerksamkeit zu i 
schenken; den Jugendlichen ist die Möglichkeit zu ! 
geben, sich auch anderen als landwirtschaftlidnen | 
Berufen zuzuwenden. i 

Im Bereich der Verkehrsdienstleistungen muß 
die Berufsausbildung vor allem den technischen : 
Veränderinrgen bei der Binnenschiffahrt, dem stän- ■ 
digen Anwachsen des Straßengüterverkehrs sowie | 
der weiteren Entwic:ktung der G>l-Pipelines Rech- 
nung tragen. j 

In Anbetracht dessen ist eine koordinierte Ak- ^ 
tion für die Vorausschätzungen erforderlich. Diese 
Aktion muß auf nationaler Ebene in jedem Mit- ' 
gliedstaat und auf Gemeinschaftsebene durch die : 


Kommission durchgeführt werden mittels Unter- 
lagen und Informationen der Mitgliedstaaten, die 
ihre dauernde Mitarbeit zur Verfügung stellen. 

Die erforderliche Abstimmung zwischen dem 
festgestellten Bedarf und den beruflichen Eignungen 
und Wünschen der Schüler, Lehrlinge und gege- 
b('nentalls der Erwachsenen muß Aufgabe der Be- 
rufsberatung sein. 

Damit ist die Berufsberatung in einem weiten 
Sinne zu verstehen; sie muß die Ermittlung der per- 
sönlichen Eignung und die Unierrichtung iiber die 
Wege der Berufsausbildung und die Berufsaussich- 
ten einschließen und sich schließlich auch damit be- 
fassen, die zweckmäßigsten Neigungen zu wecken 
und zu fördern. Die Aufklärung der Eltern muß 
hierbei eine wesentliche Rolle spielen, ohne daß 
dadurch ihre oder die Entscheidungsfreiheit ihrer 
Kinder beeinträchtigt werden. Um Fehllenkungen 
zu viurmeiden, muß bis in die örtlichen Stellen für 
ein enges Zusammenwirken zwischen der Voraus- 
schätzung der Lage auf dem Arbeitsmarkt und einer 
derart ais Berufslenkung verstandenen Berufsbera- 
tung gesorgt werden, da es nur allzu häufig vor- 
kornmt, daß sich bei der Ermittlung des Arbeits- 
kräft(J3edarfs in einigen Bereichen herausstellt, daß 
die Zahl der Ausgebildeten weit über den Bedarf 
hinausgeht oder darunter bleibt. Lehrkräfte, Berufs- 
berater, Erwachsene, Eltern und Jugendliche aller 
Kreise und Gebiete müssen zuverlässige und ob- 
jektive Informationen über die Berufsaussichten in 
den verschiedenen Berufszweigen, die Vor- und 
Nachteile jedes Berufes und die vorhandenen Aus- 
bildungsmöglichkeiten erhalten. 

Die Berufsberatung sollte alle erfassen, die eine 
Schule besuchen, sowie diejenigen Jugendlichen, die 
im Betrieb oder in Fachinstituten eine praktische 
oder theoretische Ausbildung erhalten, sie muß auch 
denjenigen zur Verfügung stehen, die bereits einen 
Beruf ausüben, darin jedoch keine Befriedigung 
finden. Ganz besonders muß sie sich schließlich zu- 
gunsten der aus der Landwirtschaft stammenden 
oder dort beschäftigten Personen einschalten, um die 
an Ort und Stelle bestehenden Möglichkeiten in den 
landwirtschaftlichen Berufen und den Hilfsberufen 
der Landwirtschaft ausfindig zu machen und um ge- 
gebenenfalls auf Gewerbe und Berufe in anderen 
Erweibszweigen vorzubereiten. 

Wie die Erfahrung lehrt, würde eine nur zeit- 
weilige Berufsberatung zu keinen nennenswerten 
Ergebnissen führen, weil insbesondere der Jugend- 
liche sich ständig weiterentwickelt. Es ist daher 
erforderlich, daß die Berufsberatung mit Unterstüt- 
zung der Eltern, Lehrkräfte und Ausbilder die 
geistige und charakterliche Entwicklung sowie das 
Vorwärtskommen der Kinder und Jugendlichen in 
Schule und Beruf genau verfolgt. Mit dieser Methode 
würde man durch regelmäßige Überprüfung der ein- 
geschlagenen Richtung die im einzelnen Fall am 
besten geeigneten Lösungen wählen können. 

Ein derartiges Vorgehen erfordert ganz allge- 
mein in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
eine beträchtliche Verstärkung der Berufsberatung. 
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Vierter Grundsatz j 

j 

Der vrs\c Teil d('s Chundsatzc^s hebt den Auf- j 
trag hervor, den die Kommission zu erfüllen hat, i 
damit die Durchführung einer gemeinsamen Politik 
auf dem Gebiete der Berufsausbildung gewährleistet 
ist. Sie hat die Entwicklung der Politik jedes Mit- 
gliedstaates auf dem Gebiete der Berufsausbildung 
aufmerksam zu verfolgen und, wenn nötig, Ein- 
spruch zu erheben, um die Tätigkeit der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten, denen die Durchführung 
der gemeinsamen Politik obliegt, zu ermutigen und 
in eine Richtung zu lenken, die den allgemeinen 
Grundsätzen und insbesondere den grundlegenden 
Zielen des zweiten Grundsatzes entspricht. 

Die Kommission muß sich vor allem darum be- 
mühen, aiiseinanderstrebende Tendenzen, welche die 
einzelstaatliche Politik auf diesem Gebiete aus- 
weisen könnten, auszuschalten, obwohl sie gewisse 
Unterschiede in der Struktur, in den Systemen und 
in der Funktion der Berufsausbildung in den Mit- 
gliedstaaten anerkennt. Hierbei geht es um eine 
Aufgabe, der sich die Kommission nicht entziehen 
kann, ohne die ihr vom Vertrag zugewiesene Ver- 
antwortung zu verkennen. 

Bei der Erfüllung dieser Aufgaben wird die 
Kommission durch einen ständigen Beratenden Aus- 
schuß unterstützt. Die Schaffung eines solchen Aus- 
schusses auf Gemeinschaftsebene ist von den betei- 
ligten öffentlichen und privaten Stellen wiederholt 
bejaht und als notwendig bezeichnet worden; die 
Durchführung der gemeinsamen Politik der Berufs- 
ausbildung erfordert eine enge und ständige Zusam- 
menarbeit zwischen den Regierungsvertretern der 
Mitgliedstaaten, den Vertretern der Fachkreise und 
der Kommission. Unter anderem wird dieser Aus- 
schuß unter Berücksichtigung der besonderen Be- 
dürfnisse der einzelnen Länder oder Gebiete die 
Kommission bei der Wahl und Ausarbeitung ge- 
meinsamer Programme für Studien- und Forschungs- 
arbeiten und für ihre praktische Durchführung 
unterstützen und somit zu einer harmonischen Ent- 
wicklung der Berufsausbildung innerhalb der Ge- 
meinschaft beitragen. 

Um der besonderen Lage einiger Länder der Ge- 
ineinchsaft Rechnung zu tragen, hat die vorgesehene 
Zusammenstellung des Beratenden Ausschusses eine 
gleiche Vertretung der drei Kategorien (Regierun- 
gen, Arbeitgeber, Arbeitnehmer) zu gewährleisten. 

Wegen der Verschiedenartigkeit und Eigenart 
der Porbleme, mit denen der Ausschuß befaßt wer- 
den könnte, müßte seine Arbeitsweise derart ge- 
regelt werden, daß die ordentlichen Mitglieder er- 
forderlichenfalls durch andere Vertreter derselben 
Kreise ersetzt werden könnten. 

Theoretisch gesehen könnte das Bestreben nahe- 
liegen, in die gegenwärtige Fassung der allgemei- 
nen Grundsätze eine erschöpfende Aufzählung der 
konkreten Maßnahmen aufzunehmen, die jetzt oder 
später möglicherweise durchgeführt werden könn- 
ten. 

Abgesehen von der Tatsache, daß in der Praxis 
ständig neue und unvorhergesehene Bedürfnisse 


aullKden, würde j(ulof:h ein soUhes Bestreben den 
Wert d('s gesamten, in diesem Grundsatz festgeleg- 
t('n Vüulahrens v{'rk('nMen; hicabcü handelt c's sich 
um : 

die Untersuchung dtu’ gegenwärtigen Lago in 
den Mitgliedstaaten und den Vergleich mit den 
Zielen der allgemeinen Grundsätze durch die 
Dienststellen der Kommission; 

— die Ausarbeitung konkreter Vorschläge durch 
die Dienststellen der Kommission, um Lücken 
zu schließen; 

— die Erörterung der Vorschläge im „Beratenden 
Ausschuß für die Berufsausbildung", um geeig- 
nete Formen für den Einzelfall zu finden; 

— Rechtsakte, die zur Durchführung dieser Vor- 
schläge erforderlich sind. 

Insbesondere sollen durch dieses Verfahren 
zahlreiche Fälle, für die ein konkretes Vorgehen 
notwendig ist, hervorgehoben und in jedem 
einzelnen Falle die Art der zu treffenden Maßnah- 
men festgelegt werden. Für die notwendige gute 
Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den 
Mitglicdstaaten wäre es von Nachteil, wenn man 
sich auf dem Wege zu im voraus festgelegten voll- 
ständigen Lösungen, die den oft komplexen und 
unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten der 
sechs Länder nicht ausreichend angepaßt wären, zu 
weit vorwagen würde. Diese Betrachtungen recht- 
fertigen 'das im Text vorgesehene Verfahren; es be- 
steht darin, die Möglichkeit dessen, was man schon 
jetzt mit ausreichender Sicherheit abgrenzen kann, 
nicht zu überschreiten und gewährt Regierungsver- 
tretern und anderen berufenen Kreisen die Möglich- 
keit, ihre Sonderprobleme im Beratenden Ausschuß 
zu erörtern. 


Fünfter Grundsatz 

Nur durch objektive, vollständige und gegen- 
wartsnahe Informationen wird ein wirkungsvolles 
Vorgehen ermöglicht. Die Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft muß für einen 
ständigen schriftlichen Informationsaustausch sor- 
gen. Diese Aktion wird sich bei den neuesten und 
bestentwickelten Leistungen der Mitgliedstaaten auf 
den verschiedenen Gebieten der Berufsausbildung 
als besonders wichtig erweisen. 


Sechster Grundsatz 

Dieser Grundsatz ergänzt den fünften Grundsatz 
insofern, als er den Austausch schriftlicher Infor- 
mationen zwischen den Mitgliedstaaten auf die un- 
mittelbare Fühlungnahme zwischen den für die Be- 
rufsausbildung verantwortlichen Stellen und Fach- 
leuten ausdehnt. Ein Austausch von Unterlagen 
allein kann die persönliche Fühlungnahme nicht 
ersetzen, die die Möglichkeit bietet, den Wert der 
Leistungen und Neuerungen der anderen Länder 
im Hinblick auf eine etwaige Anwendung im eigenen 
Lande beurteilen zu können. Durch die Förderung 
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derartiger Kontakte will die Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft das Verständnis 
für die Probleme erleichtern, die sich durch die Ent- 
wicklung, Verbesserung und Harmonisierung der 
Berufsausbildung auf der Ebene der sechs Länder 
ergeben; sie will damit die auf diesem Gebiete an- 
gestrebte Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten unterstützen. 


Siebter Grundsatz 

Die Auslese, Vorbereitung und Ausbildung des 
Ausbildungspersonals bedingen den Erfolg der ge- 
meinsamen Politik auf dem Gebiete der Berufsaus- 
bildung. Nun besteht aber in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft insgesamt, vor allem jedoch 
in den Ländern mit starkem Bevölkerungszuwachs, 
ein bedenklicher Mangel an Ausbildern. Dies gilt 
sowohl für die Lehrkräfte der technischen und natur- 
wissenschaftlichen Fächer aller Stufen wie für die 
Ausbilder, denen die praktische Ausbildung obliegt. 
Hier besteht einer der schwierigsten Engpässe für 
die Entwicklung der Berufsausbildung, der beson- 
ders deswegen besorgniserregend ist, weil auf 
Grund der Bevölkerungszunahme und der Verlänge- 
rung der Schulpflicht oder der Zunahme des frei- 
willigen verlängerten Schulbesuches eine Überzahl 
an Jugendlichen vorhanden ist. Deshalb ist ein tat- 
kräftiges gemeinsames Vorgehen besonders '‘auf die- 
sem Gebiet notwendig. Der Grundsatz enthält eine 
allerdings nicht erschöpfende Aufzählung der we- 
sentlichen Voraussetzungen eines solchen Vor- 
gehens. 

Im Hinblick auf die im achten Grundsatz dar- 
gelegten Ziele sind unter den genannten Maßnah- 
men vor allem diejenigen mit Vorrang zu behan- 
deln, die die Angleichung und Harmonisierung der 
Lehrpläne für die Ausbildung der Lehrkräfte und 
Ausbilder betreffen. Voraussetzung für die Aus- 
bildung sind weiterhin die Erprobung verschiedener 
Methoden und eine ständige Forschungsarbeit; be- 
stimmte Einrichtungen für die Ausbildung von Lehr- 
und Ausbildungspersonal sind zu Modelleinrich- 
tungen zu entwickeln. Die hierbei erprobten Metho- 
den könnten von anderen Ausbildungsstätten für 
Lehrpersonal der Mitgliedstaaten übernommen wer- 
den. 

Neben den Maßnahmen, die im Rahmen der in 
Artikel 136 des Vertrages von Rom festgelegten 
Bestimmungen über die Assoziierung der übersee- 
ischen Länder und Hoheitsgebiete getroffen werden 
können, kann schließlich die gemeinsame Politik 
der Berufsausbildung den Mangel an Ausbildern 
oder die Unzulänglichkeit des Lehrpersonals in die- 
sen Ländern oder Gebieten beheben helfen. 

Artikel 131 besagt, daß die Assoziierung der 
überseeischen Länder und Hoheitsgebiete die För- 
derung der wirtschaftlichen und sozialen Entwick- 
lung sowie die Herstellung enger Wirtschaftsbezie- 
hungen in und zwischen ihnen und der Gemeinschaft 
zum Ziele hat. Die wirtschaftliche Expansion dieser 
Länder und Gebiete setzt eine gleichlaufende Ent- 
wicklung der Berufsausbildung voraus, wobei diese 


wiederum von der Anzahl und dem Ausbildungs- 
stand des Lehrpersonals abhängt. Die Erwähnung 
dieser Frage im Wortlaut der Grundsätze ist somit 
vollauf gerechtfertigt. 


Achter Grundsatz 

Dieser Grundsatz enthält einen der charakte- 
ristischsten Gesichtspunkte für die Durchführung 
einer gemeinsamen Politik der Berufsausbildung. 
Die unselbständig oder selbständig Erwerbstätigen 
müssen ohne Rücksicht auf nationale Herkunft oder 
die erstrebte Ausbildung gleichwertige theoretische 
und praktische Fachkenntnisse für denselben Beruf 
besitzen, um ihn unter den bestmöglichen Bedingun- 
gen in jedem Lande der Gemeinschaft ausüben zu 
können. Hierbei kommt es mehr auf das Ergebnis als 
auf die Dauer und die Art der Ausbildung an. 

In Anbetracht der Verschiedenartigkeit und 
Vielzahl der Berufe, die Gegenstand der Ausbil- 
dungsprogramme sind, ist die Harmonisierung der 
Grundanforderungen für den Zugang zu den ver- 
schiedenen Ausbildungsniveaus eine Aufgabe auf 
lange Sicht. Es muß daher eine Dringlichkeitsfolge 
aufgestellt werden; eine Aufgabe, für die sich die 
Mitwirkung des Beratenden Ausschusses als beson- 
ders zweckdienlich erweisen dürfte. 

Die Llarmonisierung des Inhaltes der Ausbil- 
diingsprogramme muß der Angleichung der 
Examina, Abschlußprüfungen und Zeugnisse aller 
Art vorausgehen, um zu vermeiden, daß diese nur 
eine rein formale Bedeutung hat. In diesem Sinne 
muß Grundlage und Beginn jeder Harmonisierung 
eine gleiche Bewertung der Berufsbilder sein. ■ 

Die Ergebnisse dieser Harmonisierung müssen 
jedoch gewisse wesentliche Berufsmerkmale unan- 
getastet lassen, z. B. solche, die sich aus der Art 
üblicherweise verwendeter Werkstoffe oder aus be- 
sonderen Arbeitsweisen ergeben, die für einzelne 
Gebiete typisch sind. 

Es sind daher, diesem Grundsatz entsprechend, 
Entscheidungen über die Angleichung der Examina 
und Abschlußprüfungen zu treffen, unbeschadet der 
Richtlinien, die der Rat nach Artikel 57 beschließt. 
Jedenfalls darf sich die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstiger Be- 
fähigungsnachweise nicht nur auf die Personen be- 
schränken, die eine selbständige Tätigkeit ausüben; 
sie soll allgemeingültig sein, um die Freizügigkeit 
der Arbeitskräfte voll wirksam werden zu lassen. 

Dem gleichen Bemühen um größere Wirksam- 
keit entspringt die Festlegung einheitlicher Prüfun- 
gen auf Gemeinschaftsebene. Die Vereinheitlichung 
gewisser Prüfungen würde die Möglichkeit bieten, 
diejenigen, die sich auf die Ausübung einer Erwerbs- 
tätigkeit in irgendeinem Lande vorbereiten, ein- 
heitlicher und unmittelbarer als bisher auszubilden. 
Diese Prüfungen sollten in dem Land, dem der 
Prüfungskandidat entstammt, abgelegt werden. 

Die Veranstaltung europäischer Leistungswett- 
bewerbe, die es gestattet, alljährlich in eigens hier- 
für ausgewählten Berufen die Ergebnisse der Berufs- 
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ausbildung innerhalb der Gemeinschaft zu erfassen, 
wird zur Angleichung der Ausbildungsniveaus bei- 
tragen; sie wird bei den jugendlichen Arbeitern das 
Interesse für eine bessere Ausbildung wecken und 
die Entwicklung eines europäischen Bewußtseins 
begünstigen. 


Neunter Grundsatz 

Die gemeinsame Politik der Berufsausbildung 
muß sich bemühen, der Wirtschaft der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft die erforderlichen Arbeits- 
kräfte zur Verfügung zu stellen. Sie muß daher dazu 
beitragen, den gegenwärtigen und voraussehbaren 
Mangel und Überschuß an Arbeitskräften im Ge- 
meinsamen Markt auszugleichen. Die Stellenange- 
bote betreffen im allgemeinen die Fachberufe, wäh- 
rend den Arbeitsuchenden häufig die erforderliche 
Fachausbildung fehlt. Hier tritt das mangelnde 
Gleichgewicht in qualitativer Hinsicht deutlich her- 
vor. Die unausgeglichene Lage auf dem Arbeits- 
markt der Gemeinschaft ist demnach zum großen 
Teil nur eine Frage der beruflichen Kenntnisse. Es 
hängt also von der raschen und zweckentsprechen- 
den Lösung der Frage der Berufsausbildung ab, ob 
die durch den Mangel an Arbeitskräften verursach- 
ten Engpässe überwunden werden können, die die 
wirtschaftliche Expansion und somit den sozialen 
Aufstieg behindern. 

Ob es sich um eine Verstärkung der kurz- und 
mittelfristigen regionalen Maßnahmen zur Förde- 
rung laufender oder geplanter Arbeiten oder die An- 
siedlung neuer Industrien, Betriebsuinstellungen 
oder -erweiterungen in den in Expansion begriffe- 
nen Wirtschaftszweigen handelt, immer müssen 
rechtzeitige Maßnahmen zu einer besseren Auswer- 
tung der verfügbaren Arbeitskräftereserven ergrif- 
fen werden; diese erfordert vor allem eine größere 
berufliche und Örtliche Freizügigkeit oder eine weit- 
reichende Zusammenfassung der Reserven an Ar- 
beitskräften auf Gemeinschaftsebene. 

Voraussetzung für das Vorgehen auf diesem 
Gebiet ist die Erstellung von Vorausberechnungen 
über die Reserven und den Bedarf an Arbeitskräften 
sowie die regelmäßige Ermittlung derjenigen Ge- 
biete und Berufe, in denen ein Mangel und gegebe- 
nenfalls ein Überangebot an Facharbeitern besteht. 
Diese Ermittlung muß so erschöpfend wie möglich 
durchgeführt werden, damit man die Dringlichkeit 
der zu treffenden Maßnahmen ersehen kann und 
Anhaltspunkte über den Umfang des Bedarfs und 
die erforderliche Fachausbildung erhält. Dabei sind 
auch die technischen Neuerungen, die technologi- 
schen Veränderungen sowie die Entstehung neuer 
Berufe zu berücksichtigen. 


Anhand solcher Unterlagen sollten kurz- oder 
langfristige Sonderprogramme für die Berufsausbil- 
dung und Berufsumschulung aufgestellt werden und 
dem dringendsten und wichtigsten Bedarf entspre- 
chen. Diese Programme könnten zumindest für be- 
stimmte Berufe so gestaltet werden, daß sie in meh- 
reren Ländern angewandt werden können. 

Die Erreichung dieses Zieles erfordert die Ent- 
wicklung einer sehr engen Zusammenarbeit zwi- 
schen den auf dem Gebiete der Beschaftigungspolitik 
und der Berufsausbildung verantwortlichen Dienst- 
stellen in der Gemeinschaft. Die Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat hier eine 
besonders wichtige Aufgabe. Die in der Verordnung 
über die Freizügigkeit der Arbeitskräfte vorgese- 
hene Ermittlung der Gebiete und Berufe, die einen 
Mangel an Arbeitskräften und gegebenenfalls ein 
Überangebot an Facharbeitern aufweisen, kann für 
die Berufsausbildungsmaßnahmen in einigen Beru- 
fen und Gebieten als richtungsweisende Grundlage 
dienen. 


Zehnter Grundsatz 

Ziel dieses Grundsatzes ist die Entwicklung ge- 
meinsamer Maßnahmen für bestimmte Personen- 
gruppen oder Tätigkeitsbereiche, bei denen beson- 
dere Probleme der Berufsausbildung bestehen. 

Es handelt sich um eine erste Liste, die je nach 
Bedarf unter Mitwirkung des Beratenden Ausschus- 
ses für die Berufsausbildung ergänzt werden kann. 

Eine gemeinsame Finanzierung kann zur Lösung 
der gestellten Aufgaben beitragen. 

Eine solche Finanzierung ist im Rahmen der ge- 
meinsamen Landwirtschaftspolitik ausdrücklich in 
Artikel 41 des Vertrages für die Berufsausbildung 
in der Landwirtschaft vorgesehen. Der Bedarf, der 
auf anderen Gebieten zu beobachten ist, von denen 
einige in diesem Grundsatz erwähnt werden, gibt 
Anlaß, eine ähnliche Lösung vorzusehen. Einrich- 
äungen, die als Modellstätten geeignet sind, können 
geschaffen werden. 

Die gemeinsame Finanzierung könnte ein wich- 
tiger Faktor für die Verstärkung der Mittel der be- 
ruflichen Ausbildung in den einzelnen Gebieten 
sein. 

Außerdem könnte bei einer engen Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten eine gemein- 
same Finanzierung sich als sehr nutzbringend erwei- 
sen und vermeiden, daß in einzelnen Ländern oder 
Gebieten vorhandene Ausbildungseinrichtungen un- 
ausgenützt bleiben, während zu gleicher Zeit die 
Ausbildungsmöglichkeiten in anderen Gebieten der 
Gemeinschaft unzureichend sind. 
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Aufzeichnung der Bundesregierung 

zu dem Vorschlag der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft an den Rat für die Aufstellung „Allgemeiner Grundsätze zur Durch- 
führung einer gemeinsamen Politik der Berufsausbildung" 


Gemäß Artikel 128 EWG-Vertrag stellt der Rat 
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses in bezug auf 
die Berufsausbildung allgemeine Grundsätze zur 
Durchführung einer gemeinsamen Politik auf, die 
zu einer harmonischen Entwicklung sowohl der ein- 
zelnen Volkswirtschaften als auch des Gemeinsamen 
Marktes beitragen kann. Aufgrund dieser Bestim- 
mung hat die EWG-Kornmission im Oktober 1961 
dem Rat den Entwurf „Allgemeine Grundsätze zur 
Durchführung einer gemeinsamen Politik der Be- 
rufsausbildung" übersandt. 

Der Vorschlag der Kommission grenzt den 
Geltungsbereich der „Allgemeinen Grundsätze" ab, 
legt die Ziele der gemeinsamen Politik der Berufs- 
ausbildung dar und sieht eine Reihe von Maßnah- 
men vor, die von den Mitgliedstaaten und der 
Gemeinschaft zur Erreichung dieser Ziele ergriffen 
werden sollen. Der Kommission schwebt insbeson- 
dere vor, daß 

■ — die „Allgemeinen Grundsätze" für alle Per- 
sonen gelten, „die eine Erwerbstätigkeit aus- 
üben werden oder diese schon ausüben"; 

— die gemeinsame Politik der Berufsausbildung 
sich auf „quantitative und qualitative Unter- 
suchungen und Schätzungen" des Arbeitskräfte- 
bedarfs stützt und einen Ausgleich des Arbeits- 

. kräfteangebots im Rahmen der Gemeinschaft 
herbeiführt; 

— als Ziel der gemeinsamen Politik nicht eine 
Angleichung der Ausbildungssysteme, sondern 
eine schrittweise Annäherung der Ausbildungs- 
niveaus auf den verschiedenen Ausbildimgs- 
stufen durch einheitliche Prüfungsanforderun- 
gen erstrebt wird; 

— ihr neben der Aufgabe, Untersuchungen und 
Erhebungen durchzuführen und für einen stän- 


digen Material- und Erfahrungsaustausch zwi- 
schen den Mitgliedstaaten zu sorgen, bestimmte 
Befugnisse eingeräumt werden, die darauf ab- 
zielen, konkrete Vorschläge für Maßnahmen 
auf Gemeinschaftsebene zu unterbreiten, Initia- 
tiven und Maßnahmen selbst zu ergreifen so- 
wie diese nach ihrer Dringlichkeit abzustufen, 
deren Durchführung zu verfolgen und zu über- 
prüfen; 

— - ein „Beratender Ausschuß für Berufsausbil- 
dung" bei der Kommission errichtet wird, der 
sich aus Vertretern der Regierungen, der Ar- 
beitgeberorganisationen oder der für die Be- 
rufsausbildung gesetzlich zuständigen Körper- 
schaften und der Gewerkschaften zusammen- 
setzt; 

— eine Intensivierung der Ausbildung des Lehr- 
und Ausbildungspersonals in Angleichung an 
die Erfordernisse der technischen Entwicklung 
erfolgt; 

— ■ auf Gemeinschaftsebene Sondermaßnahmen für 
verschiedene Ausbildungsbereiche durchgeführt 
werden; 

— im Rahmen der gemeinsamen Politik der Be- 
rufsausbildung eine gemeinsame Finanzierung 
in Aussicht genommen wird. 

Bei ihren Vorschlägen geht die Kommission 
davon aus, daß durch den Ratsbeschluß über die 
„Allgemeinen Grundsätze zur Durchführung einer 
gemeinsamen Politik der Berufsausbildung" eine 
rechtliche Verpflichtung der Mitgliedstaaten be- 
gründet wird. 

Die Bundesregierung ist bereit, zu dem Vor- 
schlag der EWG-Kommission in den Ausschüssen 
des Bundestages und des Bundesrates im einzelnen 
Stellung zu nehmen. 
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